
Berufsbild ungspolitik: 

Die Rolle der beruflichen Bildung 
in Sachsen-Anhalt 
Erfahrungen beim Aufbau der Berufsbildungsverwaltung 

Interview mit dem Minister für Schulen, Erwachsenenbildung und Kultur, 
Sachsen-Anhalt, Dr. Werner Sobetzko 

Dr. Werner Sobetzko 
Minister für Schulen, Erwachsenenbildung und 
Kultur Sachsen-Anhalt. 

BWP: In der Bezeichnung Ihres Mi­
nisteriums steht die Bildung gegen­
über der Wissenschaft und der 
Kultur an erster Stelle. Gilt diese 
Prioritätensetzunq auch für die be­
rufliche Bildung? 

Minister: Im Schulreformgesetz 
des Landes Sachsen-Anhalt bilden 
allgemeine und berufliche Bildung 
eine Einheit. Die Gliedrigkeit unse­
res Schulsystems bringt für den Ju­
gendlichen die Möglichkeit, viel­
fältige berufliche Bildungsgänge 
bei entsprechenden Abschlüssen 
der allgemeinbildenden Schulen 
einzuschlagen. Das gilt nach Schul­
gesetz sowohl für berufliche Erst­
ausbildung als auch berufliche 
Weiterbildung z. B. an Fachschu­
len. 

BWP: Worin sehen Sie, Herr Mini­
ster, Ihre Hauptaufgabe im Bereich 
der beruflichen Bildung? 

Minister: Nach der Überführung 
der ehemaligen Betriebsberufs­
schulen in kommunale Träger­
schaft ist mit dem Schulreformge­
setz jetzt die gesetzliche Grundla­
ge gegeben, die bisherige berufli-
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ehe Ausbildung, die im wesentli­
chen auf die Berufstätigkeit in zen­
tral geleiteten Kombinaten ausge­
richtet war, auf die Anforderungen 
einer sozialen Marktwirtschaft mit 
ihren vielfältigen Einsatzmöglich­
keiten umzustrukturieren. Inner­
halb dieser Hauptaufgabe sind 
Schwerpunkte in der Arbeit des 
Ministeriums für Schulen, Erwach­
senenbildung und Kultur: 
- Schulnetz- und Schulentwick­

lungsplanung aller beruflichen 
Schulen in Sachsen-Anhalt, d. h., 
das Bildungsangebot einer be­
ruflichen Schule muß den Be­
dürfnissen des Landkreises 
oder einer Region entsprechen 

- Neuaufbau der schulischen Kol­
legien unter besonderer Be­
rücksichtigung neuer Schullei­
ter 

-Schaffung von Voraussetzungen 
für die bundesweite Akzeptanz 
beruflicher Abschlüsse in Sach­
sen-Anhalt 

- Hilfestellung bei der Profilie­
rung von beruflichen Schulen 

- Erarbeitung und Inkraftsetzung 
von Rahmenrichtlinien 

- Fort- und Weiterbildung von Be-
rufssch ullehrern. 

Einen weiteren Schwerpunkt der 
Arbeit im Ministerium für Schulen, 
Erwachsenenbildung und Kultur 
stellt die Ausbildungsplatzsiche­
rung dar. 

BWP: Welche Rolle spielt dabei die 
Berufsbildungsverwaltung? 

Minister: Die Berufsbildungsver­
waltung in Sachsen-Anhalt ist ge­
kennzeichnet durch das Ministeri­
um für Schulen, Erwachsenenbil­
dung und Kultur. Es hat die Funk­
tion einer obersten Schulaufsichts­
behörde. Durch die Bezirksregie­
rungen in Dessau, Halle und Mag­
deburg, bei denen die obere Schul­
aufsichtsbehörde angesiedelt ist, 

nimmt es die Dienstaufsicht über 
die beruflichen Schulen im Lande 
wahr. 

BWP: Worin liegen die besonderen 
Schwierigkeiten beim Aufbau ei­
ner solchen Verwaltung? 

Minister: Schwierigkeiten entstan­
den in der Aufbauphase der Be­
zirksregierungen, da so auf die zu­
nächst sehr wenigen Mitarbeiter 
der Abteilung Bildung eine Viel­
zahl von Aufgaben zukam, insbe­
sondere, da die untere Schulauf­
sichtsbehörde auf Landkreisebene 
nicht für die beruflichen Schulen 
zuständig ist. 
Inzwischen haben sich die Schul­
aufsichtsbehörde und das Dezer­
nat 4.3 Berufliche Bildung in ihrem 
Mitarbeiterstamm so gefestigt, daß 
die beruflichen Schulen des Lan­
des bei der Abstimmung der Auf­
gaben zwischen Ministerium und 
Bezirksregierungen nicht nur ei­
nen kompetenten Ansprechpart­
ner haben, sondern daß die admi­
nistrativen Vorgänge jetzt ungehin­
dert verlaufen. 

BWP: In Ihrem Bundesland wurde 
bereits 1990/91 das Landesinstitut 
für Lehrerfortbildung, Lehrerwei­
terbildung und Unterrichtsfor­
schung Sachsen-Anhalt errichtet. 
Welchen Beitrag kann diese Ein­
richtung zur Lösung der angespro­
chenen Aufgaben leisten? 

Minister: Das Landesinstitut ist 
auch für die berufliche Bildung zu­
ständig und damit auch für die 
Weiterbildung der Berufsschulleh­
rer verantwortlich. Diese Weiterbil­
dung umfaßt insbesondere univer­
sitäre Bildungsgänge zur Aneig­
nung eines zweiten Wahlpflichtfa­
ches. 
Die Stundentafeln wie die Rahmen­
richtlinien werden vom Landesin­
stitut erarbeitet. Sie werden bun­
desweiten Qualitätsanforderungen 
entsprechen. 

BWP: Durch welche Maßnahmen 
wollen Sie angesichts der gemel­
deten Ausbildungsplätze und der 
zu erwartenden Schulabgänger­
zahlen das Angebot an beruflicher 
Bildung sichern? 
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Minister: Kernstück der berufli­
chen Bildung ist die Berufsausbil­
dung im dualen System. Bei dieser 
Ausbildungsform muß gegenwär­
tig das Wegfallen von betriebli­
chen Ausbildungsplätzen verhin­
dert werden. Die Landesregierung 
hat schon sehr früh ein Ausbil­
dungsplatzförderungsprogramm in 
Fortsetzung des ausgelaufenen 
Sonderprogramms der Bundesre­
gierung beschlossen. Es stehen da­
zu 20,5 Mio. DM zur Verfügung. Die­
se Mittel sollen wie folgt verwendet 
werden: 
Erstens werden Ausbildungsbe­
triebe gefördert, die mit Jugendli­
chen Ausbildungsverträge ab­
schließen, deren bisheriges Aus­
bildungsverhältnis wegen Be­
triebsstillegung, Konkurses oder 
anderer wirtschaftlicher Schwie­
rigkeiten gelöst wurde bzw. gefähr­
det ist. 
Zweitens werden Betriebe und Ein­
richtungen gefördert, die Ausbil­
dungsplätze für Jugendliche schaf­
fen, die ihre Ausbildung bis zum 
September 1990 in bisherigen 
Fachschulberufen begonnen ha­
ben und in anerkannten Ausbil­
dungsberufen fortsetzen. 
Drittens werden Betriebe und Ein­
richtungen gefördert, die nach Be­
stätigung des zuständigen Arbeits­
amtes nach dem l. September 1990 
Ausbildungsplätze für Jugendliche 
mit besonderem Förderbedarf wie 
Behinderte, sozial Benachteiligte 
und Ausländer bereitgestellt ha­
ben. 
Viertens werden Investitionen zur 
Sicherung der materiell-techni­
schen Ausstattung für Wirtschaft 
und Gemeinden gefördert. 

BWP: Was ist erforderlich um die 
weitere Schließung beruflicher 
Schulen zu verhindern? 

Minister: Der Staat ist weiter in be­
sonderem Maße hinsichtlich des 
Lernortes Berufsschule gefordert. 
Vor allem im dualen System der Be­
rufsausbildung muß neben dem 
Ausbildungsbetrieb eine Berufs­
schule stehen, die quantitativen 
wie qualitativen Anforderungen 
moderner Ausbildungsberufe ge­
nügen kann. Die Landesregierung 
hat für den Bau beruflicher Schu-
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len Mittel vorgesehen. Denn trotz 
aller quantitativen Probleme darf 
die Qualität der Berufsausbildung 
nicht in den Hintergrund geraten. 
Die Ausstattung der Berufsschulen 
ist hierbei von entscheidender 
Wichtigkeit. Besondere Bedeutung 
bei der Qualität der schulischen 
Ausbildung kommt auch den be­
rufsbildenden Lehrern zu. 
Grundsätzlich ist eine Schließung 
von beruflichen Schulen nicht be­
absichtigt. Doch werden bestehen­
de berufliche Schulen entspre­
chend den rechtlichen Rahmenbe­
dingungen des Schulreformgeset­
zes umstrukturiert. Endgültige 
Feststellungen werden hier mit der 
Genehmigung der Schulentwick­
lungsplanung getroffen werden. 
Die Umprofilierung für die zukünf­
tige Nutzung insbesondere von 
Fachschulen erfolgt hauptsächlich 
in einer kombinierten Form Berufs­
fachschule/Fachschule. Es wer­
den auch Berufsschule, Fachober­
schule und ähnliche im Sinne von 
Bündelschulen vorgesehen. 

BWP: Durch den Wegfall des tarif­
vertraglichen Kündigungsschutzes 
seit 1. Juli 1991 hat sich die Zahl der 
Erwerbslosen deutlich erhöht. 
Welche bildungspolitischen Schrit­
te können Sie auf Landesebene un­
ternehmen, Herr Minister, um die 
beruflichen Qualifikationen der Ar­
beitslosen zu sichern oder wieder 
herzustellen, so daß sie wieder ei­
nen Arbeitsplatz finden? 

Minister: Schon seit längerer Zeit 
haben sich die beruflichen Schu­
len im Land Sachsen-Anhalt in die 
Fort- und Weiterbildung einge­
bracht. Insbesondere die Fach­
schulen stellen ein erhebliches Bil­
dungspotential dar, daß es in der 
beruflichen Weiterbildung zu nut­
zen gilt. So haben viele von ihnen 
über ihren staatlichen Bildungsauf­
trag hinaus in Zusammenarbeit mit 
den Arbeitsverwaltungen zusätzli­
che Bildungsangebote speziell für 
Umschulungen und Nachqualifika­
tionen erarbeitet. Bestreben dabei 
war, einen staatlich anerkannten 
Abschluß zu vergeben. Desglei­
chen werden auch in Zusammenar­
beit mit den Kammern von einigen 
Schulen entsprechende Lehrgän-

ge mit Kammerabschluß durchge­
führt. Für das Ministerium für Schu­
len, Erwachsenenbildung und Kul­
tur besteht die Notwendigkeit, die 
vielen bildungspolitisch erforder­
lichen Maßnahmen an beruflichen 
Schulen zu koordinieren. Die Zu­
sammenarbeit unseres Ministeri­
ums mit der Arbeitsverwaltung 
wird verstärkt genutzt, um bei den 
vielen privaten Bildungsanbietern 
eine möglichst hohe Akzeptanz hin­
sichtlich der zu vergebenden Ab­
schlüsse zu erreichen. 

BWP: Welchen Sinn sehen Sie in 
der Kooperation mit den benach­
barten Bundesländern? Welche Er­
fahrungen haben Sie dabei gesam­
melt? 

Minister: Bei der Kooperation mit 
benachbarten Bundesländern 
müssen wir unterscheiden zwi­
schen der Kooperation mit Nieder­
sachsen einerseits und der Koope­
ration mit Sachsen und Thüringen 
andererseits. 
Die Zusammenarbeit mit Nieder­
sachsen war in der Anfangszeit un­
seres Ministeriums geprägt durch 
eine starke personelle und sächli­
che Hilfe. Nicht nur, daß aus Nie­
dersachsen abgeordnete Mitarbei­
ter im Hause tätig sind, auch viele 
Anregungen und Erfahrungen ei­
ner funktionierenden Schulverwal­
tung wurden übernommen. So wur­
den in der beruflichen Bildung be­
stimmte Rahmenrichtlinien aus Nie­
dersachsen vorläufig angewandt. 
Es darf nicht in diesem Zusammen­
hang vergessen werden, daß un­
mittelbar nach Öffnung der Mauer 
viele Berufsschullehrer sich gera­
de in Niedersachsen erstmalig mit 
dem gegliederten Berufsschulsy­
stem bekannt gemacht haben und 
dabei auch persönliche Kontakte 
knüpften, die bis heute fortdauern. 
Mit Sachsen und Thüringen verbin­
den uns die gemeinsame Herkunft 
aus einem zentralistischen Ein­
heitsschulsystem und die Aufgabe, 
unter Berücksichtigung dieser Er­
fahrung ein modernes berufliches 
Schulsystem aufzubauen. Die Vor­
aussetzungen hierfür sind günstig, 
da alle drei Länder ein in den we­
sentlichen Punkten übereinstim­
mendes Schulgesetz besitzen. In 
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vielfacher Hinsicht, etwa bei der 
Betrachtung der Gleichwertigkeit 
von Abschlüssen oder bei der An­
erkennung von beruflichen Ab­
schlüssen, werden Abstimmungen 
vorgenommen. Insgesamt läßt sich 
in der Zusammenarbeit mit diesen, 
aber auch allen anderen Bundes­
ländern der Vorteil des föderativen 
Aufbaus der Bundesrepublik er­
kennen: in der Einheit die Vielfalt, 
d. h. die Bewahrung und der Aus­
bau landesspezifischer Bedingun­
gen auch in der beruflichen Bil­
dung. 

BWP: Herr Minister, wir danken Ih­
nen für dieses Gespräch. 

32 

Haben Sie die Literatur­
informationen zur 
beruflichen Bildung 
schon im Griff? 

Die Literaturinformationen zur be­
ruflichen Bildung unterrichten in Ab­
ständen von zwei Monaten über Zeit­
schriftenartikel und Buch-Neuer­
scheinungen auf dem Gebiet der 
beruflichen Bildung, der Berufsbil­
dungsforschung sowie deren 
Grundlagen und Grenzbereiche. Es 
werden etwa 176 vorwiegend 
deutschsprachige Fachzeitschriften 
regelmäßig ausgewertet. ] edes Heft 
der Literaturinformationen enthält 
ca. 200 bibliographische Angaben. 

Der bibliographisch Teil ist in 14 
Gruppen gegliedert. Er enthält Titel­
angaben und zu Schlagwortketten 
verknüpfte Schlagworte, für Mono­
graphien darüber hinaus Kurztexte, 
sogenannte abstracts. 

Fünf Register: Sach-, Berufs-, Perso­
nen- und Institutionen-, Autoren- und 
das geographische Register er­
schließen den bibliographischen Teil 
und ermöglichen vielseitige Recher­
chen. 

Die Literaturinformationen zur be­
ruflichen Bildung sind zum Bezugs­
preis von 100,- DM pro ] ahrgang 
(6 Hefte) oder 20,- DM für das Ein­
zelheft erhältlich. ISSN 0172-1668 

Bundesinstitut für Berufsbildung -
Veröffentlichungswesen - Fehrbel­
liner Platz 3, W-1000 Berlin 31, Tele­
fon (0 30) 86 83-6 20 I 6 16. 
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